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Vorwort

Generika bescheren der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) seit Jahren  Einsparungen in Milliar-

denhöhe. Das hat die Gesundheitspolitik nicht davon abgehalten, den Generikamarkt zum Exerzierplatz 

des selektiven Vertragswettbewerbs zu machen. Damit gefährdet sie aber nicht nur die Leistungsfähigkeit 

und Innovationskraft der Industrie, sondern auch den Generikastandort Deutschland. 

Denn die Marktexklusivität selektiver Rabattverträge zwingt die Generikahersteller in einen ruinösen 

Unterbietungswettbewerb. Diese Vereinbarungen etablieren einerseits ein Liefermonopol bzw. -oligopol 

für die Ausschreibungsgewinner, andererseits schotten sie den Markt für die Laufzeit der Vereinbarungen 

gegen die unterlegenen Wettbewerber ab. In dieser Alles-oder-Nichts-Situation bieten die Unternehmen 

Preisnachlässe an, die betriebswirtschaftlich nicht mehr rational sind und im normalen Wettbewerb 

nach Einschätzung des Bundeskartellamts nie erzielt werden könnten. 

Die Risiken und Nebenwirkungen solcher Rabattverträge treten immer deutlicher zutage. Millionen 

von Patienten müssen auf neue, für sie ungewohnte Arzneimittel umgestellt werden. Wissenschaftler, 

Patientenverbände, Ärzte und Apotheker warnen vor negativen Auswirkungen auf die Therapietreue 

der Patienten und daraus resultierenden Mehrausgaben in anderen Leistungssektoren. 
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Selektive Rabattverträge verkürzen den  Wettbewerb auf den Preis.  Produktspezifische Vorteile einzelner 

Arzneimittel spielen keine Rolle mehr. Dadurch sinkt die Versorgungsqualität. Zudem verschmälern sie 

die Palette generischer Therapiealternativen und unterbinden „generische Innovationen“, die die Versor-

gungsqualität verbessern. Gleichzeitig gerät die Entwicklung weiterer Biosimilars, die die Einsparungen 

von morgen bringen sollen, ins Stocken. Ferner droht die Verlagerung der Generikaproduktion nach 

Billigstandorten. 

Schließlich führen Arzneimittelrabattverträge nach Einschätzung des neutralen Wettbewerbshüters 

Bundeskartellamt zur Oligopolisierung des Generikamarktes, der der pharmazeutische Mittelstand 

binnen kurzem zum Opfer fallen wird. Die Wettbewerbsbehörde sieht überdies die Gefahr, dass ein 

Anbieteroligopol den Krankenkassen morgen die Preise diktiert. 

Darüber, wie die Politik diesen Fehlentwicklungen begegnen will, diskutierten Vertreter der neuen 

Bundesregierung und Gesundheitspolitiker der Bundestagsfraktionen beim 7. Berliner DIALOG — am 

Mittag.
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Die Teilnehmer  
7. Berliner DIALOG — am Mittag

Daniel Bahr,  MdB. 

Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesgesund-

heitsministerium will die richtigen Wege für die Neuaus-

richtung der Arzneimittelversorgung im Dialog fi nden. 

Biggi Bender, MdB. 

Die Gesundheitspolitische Sprecherin der Bundestags-

fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN räumt ein, dass Wirk-

stoffausschreibungen zur Oligopolisierung des Generika-

marktes führen können. 

Johannes Singhammer, MdB. 

Der für Gesundheitspolitik zuständige stellvertretende Vor -

sitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion beklagt, dass 

Rabattverträge zur Intransparenz geführt haben. 

Grußwort:

Podiumsteilnehmer:
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Elmar Esser

Moderation

Dr. Marlies Volkmer, MdB. 

Die stellvertretende Vorsitzende der Arbeitsgruppe Ge- 

sundheit und Arzneimittelpolitische Sprecherin der SPD- 

Bundestagsfraktion bezeichnet die Festbeträge als das 

wichtigste Steuerungsinstrument in der Arzneimittelver-

sorgung. 

Kathrin Vogler, MdB. 

Die stellvertretende Vorsitzende des Gesundheitsausschus- 

ses des Deutschen Bundestages aus der Fraktion DIE LINKE 

betont, dass Rabattverträge die Patienten verunsichert und 

dadurch die Versorgungsqualität verschlechtert haben. 
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Der Patient 
und die 

Gesundheitsreform

Späth konstatierte, dass Rabattverträge möglicherweise kurz-

fristig zur Entlastung der Krankenkassen beitragen könnten. 

Diese zusätzlichen Einsparungen würden jedoch mit mas-

siven Verschlechterungen der Versorgungsqualität erkauft. 

Die bislang bekannt gewordenen Einsparungen von 310 Mil-

lionen Euro im 2. Halbjahr 2008 stellten nur einen Bruchteil 

des Einsparbeitrages dar, den die Generikahersteller Jahr für 

Jahr leisteten. Nach Listenpreisen, also ohne Rabattverträge, 

sparten die gesetzlichen Krankenkassen allein 2009 knapp 

8 Milliarden Euro dadurch ein, dass anstelle teurer patent-

freier Erstanbieterprodukte qualitativ zumindest gleichwer-

tige, aber preisgünstigere Generika eingesetzt werden. An 

den Parlamentarischen Staatssekretär im Bundesgesund-

heitsministerium, Daniel Bahr, gewandt, formulierte der Pro 

Generika-Vorsitzende die Erwartungen der Industrie: „Wir 

freuen uns darauf, dass Sie uns heute aus erster Hand sa-

gen, wie es weitergeht und wann Sie die Rabattverträge ab-

schaffen wollen.“ 

Rabattverträge sind 
ein politischer Irrweg

Bei seiner Begrüßung zum 7. Berliner DIALOG — am Mittag 

ließ Wolfgang Späth, Vorstandsvorsitzender des Branchen-

verbandes Pro Generika, keinen Zweifel an seiner Überzeu-

gung: „Rabattverträge sind ein Irrweg der Politik.“ Denn sie 

verhinderten mittelfristig den Wettbewerb, stellten den Ge-

nerikastandort Deutschland in Frage und machten damit 

langfristig weitere Kosteneinsparungen durch Generika un-

möglich. Späth bedauerte, dass sich an dieser Situation auch 

nach dem Regierungswechsel bislang nichts geändert habe. 

Er befürchtete im Gegenteil, dass das Jahr 2010 die Generi-

kahersteller vor noch massivere Probleme stellen werde als 

das vergangene. 

„Sie wissen, dass wir in die neue Bundesregierung große 

Hoffnungen gesetzt haben“, erklärte Späth. „Wir waren auch 

in Anbetracht der Koalitionsvereinbarung verhalten optimis-

tisch, da hier ausdrücklich angekündigt wurde, die Rabatt-

verträge zu überprüfen.“ Nun müssten den Ankündigungen 

aber auch Taten folgen.



„Im Zuge der Koalitionsvereinbarung 
wurde ausdrücklich angekündigt, die 
Rabattverträge zu überprüfen.“ 

07 7. Berliner DIALOG — am Mittag

Wolfgang Späth
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Der Patient 
und die 

Gesundheitsreform
In seinem Grußwort hob der Parlamentarische Staatsekretär 

im Bundesgesundheitsministerium Daniel Bahr (FDP) her-

vor, dass sein Haus bei der kommenden Debatte um die 

Neuausrichtung des Gesundheitswesens auf möglichst brei-

ten Konsens setze. „Denn wir wollen im Dialog und in der 

gemeinsamen Erarbeitung die richtigen Wege fi nden.“ Die 

Reform des Gesundheitswesens sei eine der zentralen Aufga-

ben der neuen Bundesregierung, an die von allen Seiten 

große Erwartungen gestellt würden. Im Vordergrund stehe 

dabei die Diskussion über die nachhaltige Finanzierung der 

GKV. Nicht zuletzt im Hinblick auf die alternde Bevölkerung 

gehe es darum, Alternativen für die bislang überwiegend 

lohngebundene und damit an den Faktor Arbeit gekoppelte 

Finanzierung der GKV zu entwickeln. 

Dabei wolle die Koalition verstärkt auf Eigenverantwortung 

und „Wettbewerb in Vielfalt“ setzen. „Wir sind keine Anhän-

ger von einem zentralistischen oder staatlichen Gesundheits-

wesen, in dem alles vorgegeben wird und wo man glaubt, 

aus Berlin heraus das Gesundheitswesen steuern zu können.“ 

Eigenverantwortung funktioniere aber nur in einer Kombina-

tion aus Solidarität und Transparenz, die dem Versicherten 

tatsächliche Entscheidungsmöglichkeiten an die Hand gebe.  

Bahr kündigte an, dass es kein Vorschaltgesetz geben werde. 

Mit solchen Schnellschüssen habe man in der Vergangenheit 

ohnehin nicht die besten Erfahrungen gemacht. Immer wieder 

seien Regelungen getroffen worden, denen – bevor sie wirken 

konnten – grundlegende Gesundheitsreformen folgten. So sei 

mit den Jahren ein Wust an Steuerungsinstrumenten entstan-

den, die sich nicht selten gegenseitig behindern. „Dies hat 

„Patientenfreundlich, 
effi  zient, wettbewerblich 

und mittelstandsfreundlich“

Daniel Bahr
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dazu geführt, dass die Planbarkeit für die Teilnehmer und 

die Verlässlichkeit im Gesundheitswesen nicht gewährleistet 

ist. Diese Koalition nimmt sich einen anderen Arbeitsschwer-

punkt vor. Wir wollen das im Zusammenhang diskutieren.“ 

Die Bundesregierung wolle sowohl die Frage der Finanzie-

rung als auch die Probleme bei der ärztlichen Versorgung 

und im Arzneimittelmarkt in einem Stück angehen. Dabei 

habe sie sich das fundamentale Ziel gesetzt, Überregulierung 

abzubauen. 

Es gehe darum, weniger, dafür aber bessere Instrumente 

einzusetzen. Man wolle für den Arzneimittelmarkt ein klares 

Ordnungssystem schaffen, das mit fairen Marktregeln eine 

hohe Versorgungsqualität und mehr Wahlrechte für die 

Patienten sichere, ohne dabei aus den Augen zu verlieren, 

dass die Arzneimittelkosten der zweitgrößte Ausgabenblock 

der GKV seien. Die anstehende Neuausrichtung werde sich 

an den vier Kriterien „Patientenfreundlichkeit, Mittelstands-

freundlichkeit, wettbewerbliche Ausrichtung und Effi zienz“ 

orientieren. 

Zu den Rabattverträgen gab Bahr folgenden Kommentar ab: 

„Was manchmal kurzfristig mehr Wettbewerb und Kosten -

einsparung verspricht, bringt die Gefahr mit sich, dass es in 

der Perspektive den Wettbewerb aushebelt. Das kann nicht 

im Interesse einer wettbewerblichen Ausrichtung sein.“ 

Wettbewerb funktioniere nur, wenn es nicht nur wenige 

Anbieter oder Nachfrager gebe, sondern auf beiden Seiten 

Vielfalt gewährleistet sei. Es könne nie das Ziel einer wett-

bewerblichen Regelung sein, dass am Ende ein Oligopol 

entstehe, bei dem nur wenige Player den Markt beherrschen. 

Bahr warnte vor der Erwartung, dass die Rabattverträge 

als solche in Kürze abgeschafft würden. Er setzte vielmehr 

auf Modifi zierungen. „Warum sollten beispielsweise nicht 

Versicherte das Recht haben, in der Apotheke das gewohnte 

Arzneimittel zu erhalten, sofern sie bereit sind, dafür auch 

eventuelle Mehrkosten zu übernehmen?“ Die Akzeptanz 

in der Bevölkerung für die Rabattverträge sei grundsätzlich 

da. Sie werde aber dadurch verringert, dass die Patienten 

keinerlei Möglichkeit hätten, weiterhin mit ihrem gewohnten 

Arzneimittel versorgt  zu werden, ohne ihre Ansprüche gegen 

die Krankenkasse zu verlieren. Daneben wolle die Koalition 

dafür sorgen, dass die Ausschreibungen von Rabattverträgen 

sowie die Erteilung von Zuschlägen durch die Krankenkassen 

unter wettbewerbs- und kartellrechtlichen Rahmenbedin-

gungen erfolgt. „Hier liegt uns insbesondere eine mittel-

standsfreundliche Ausgestaltung am Herzen.“ In diesem 

Zusammenhang kritisierte Bahr die derzeitige Praxis, dass 

Unternehmen, die keine Zuschläge erhalten hätten, völlig aus 

dem jeweiligen Teilmarkt verbannt würden.

Im Übrigen böten Verträge auch über den generikafähigen 

Markt hinaus ein Potenzial, das bislang noch nicht umfas-

send genutzt werde. Die Koalition werde daher prüfen, ob 

bessere Rahmenbedingungen für Vereinbarungen zwischen 

Krankenversicherung und pharmazeutischen Unternehmen 

über die Versorgung mit innovativen Arzneimitteln in der GKV 

geschaffen werden können. Hier setze man zudem auf eine 

effi ziente Kosten-Nutzen-Bewertung.
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Überregulierung 
abbauen – was fällt weg?

die allerdings erst einmal mit Leben erfüllt werden müsse. 

Daneben gebe es aber auch Instrumente, die sich direkt 

widersprächen oder kontraproduktiv seien. „Ich sehe keinen 

Platz mehr für das Bonus-Malus-Verfahren. Das Zweitmei-

nungsverfahren ist aufwendig und bringt wenig.“ Auf dieses 

Werkzeug könne man daher verzichten. Zuzahlungen von 

Patienten dienten derzeit eher der Finanzierung als der 

Steuerung. Für den Distributionsbereich regte Bender an, die 

Arzneimittelpreisverordnung zu liberalisieren. 

Kathrin Vogler bezeichnete den Arzneimittelmarkt nicht als 

überreguliert, sondern „einfach fehlreguliert.“ Man müsse 

ganz neu nachdenken. Die Rabattverträge, die sich als nicht 

wirkungsvoll erwiesen hätten, gehörten ebenso auf den Prüf-

stand wie die Festbeträge und die Pfl ichtrabatte. Stattdessen 

setzte Vogler auf eine Positivliste sowie auf eine Preisregulie-

rung etwa nach französischem Vorbild. „Da sehen wir, dass 

Die Politik ist sich einig: Der GKV-Arzneimittelmarkt ist überreguliert. Seine Steuerungsin-
strumente gehören auf den Prüfstand und Überregulierungen sollen abgebaut werden. In einer 
ersten Runde diskutierten die Teilnehmer des 7. Berliner DIALOGs — am Mittag darüber, 
welche zentralen gesetzlichen oder kollektivvertraglichen Instrumente nach Meinung der Frak-
tionen weiterhin zur Steuerung der Arzneimittelversorgung benötigt werden und welche dieser 
Werkzeuge auf der Streichliste stehen sollten. 

Dr. Marlies Volkmer bezeichnete die Festbeträge als „das 

wichtigste Instrument“. Allein im Jahr 2009 seien damit über 

vier Milliarden Euro an Einsparungen erzielt worden. 73% 

der Verordnungen und 43% des Umsatzes bei Arzneimitteln 

zu Lasten der GKV seien durch Festbeträge geregelt. Als 

weitere ihrer Meinung nach erhaltenswerte Instrumente 

nannte Dr. Volkmer u. a. die Arzneimittelrichtlinie und die 

Aut-idem-Regelung. „Auch die Ärzte können wir natürlich 

nicht aus der Verantwortung für eine wirtschaftliche Arznei-

mittelverordnung entlassen. Denn sie haben letztendlich den 

Rezeptblock in der Hand.“ Herstellerabschläge bewertete 

sie zwar als unübersichtlich, wollte sie aber angesichts der 

Möglichkeit der Arzneimittelhersteller, frei über ihre Preise 

zu bestimmen, nicht abschaffen. 

Biggi Bender sprach sich ebenfalls für die Erhaltung der Fest-

beträge aus. Wichtig sei auch die Kosten-Nutzen-Bewertung, 
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Dr. Marlies Volkmer

„…die Ärzte können wir natürlich nicht 
aus der Verantwortung für eine wirtschaftliche 
Arzneimittelverordnung entlassen.“

die Arzneimittelpreise sehr viel niedriger sind als bei uns. 

Das können wir uns hier auch vorstellen.“

Johannes Singhammer kündigte an, dass die Umstrukturie-

rung und Deregulierung des Arzneimittelmarktes eines der 

ersten Projekte der Koalition im Gesundheitswesen sein 

werde. Hierbei würde auch über die Rabattverträge disku-

tiert. Zwar betonten die Krankenkassen immer wieder die 

Einsparungen, die sie mithilfe der Rabattverträge erzielten. 

Singhammer beklagte aber: „Die Transparenz ist nicht in 

dem Umfang gegeben, wie wir sie uns wünschen.“ Hinzu 

kämen die negativen Auswirkungen, die die Rabattverträge 

auf die Therapietreue der Patienten zeitigten. Nicht zuletzt 

lenkte der Unionspolitiker den Blick auf die gravierenden 

Probleme, die Rabattverträge der Industrie bereiteten und 

die den Standort Deutschland gefährdeten. „Wir sind froh, 

dass wir eine innovative Generika-Wirtschaft bei uns haben. 

Wir wollen nicht, dass die Wertschöpfung nach Indien oder 

China verlagert wird, sondern wir wollen, dass sie hier bleibt 

und auch wieder zurückkommt.“ Niemand könne zudem 

ein Interesse daran haben, dass der Markt so in Richtung 

Oligopol bereinigt werde, dass den Krankenkassen bereits 

in absehbarer Zeit nur noch wenige Verhandlungspartner 

gegenübersäßen, die dann eine ganz andere Marktposition 

hätten. Dann entpuppten sich die jetzigen Spareffekte als 

Eintagsfl iegen. 
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Regeln des Wettbewerbs- und Vergaberechts Anwendung 

fi nden und die Ausschreibungen in kleinen Losen erfolgen, 

damit auch mittelständische Unternehmen eine Chance 

haben. Gleichzeitig machte sie aber auch klar: „Gesundheits-

politik ist nicht in erster Linie dazu da, Wirtschaftspolitik zu 

machen. Dafür sind die Wirtschaftspolitiker zuständig.“

Zukunft der 
Rabattverträge

Bislang ist nicht genau bekannt, in welchem Umfang Arzneimittelrabattverträge die Kran-
kenkassen entlasten. Sicher ist, dass sie erhebliche Risiken und Nebenwirkungen haben. 
Patientenverbände, Wissenschaftler, Ärzte und Apotheker warnen vor der Verschlechterung 
der Compliance, die in anderen Leistungssektoren zu Mehrausgaben führt. Die Generikain-
dustrie beklagt zudem einen ruinösen Unterbietungswettbewerb, der die Palette generischer 
Th erapiealternativen verschmälert und letztlich die Verlagerung der Generikaproduktion nach 
Billigstandorten erzwingt. 
Schließlich bewirkt die Marktexklusivität, die mit selektiven Rabattverträgen verbunden ist, 
nach Einschätzung der neutralen Wettbewerbshüter im Bundeskartellamt eine Oligopolisierung 
des Marktes, der der pharmazeutische Mittelstand binnen kurzem zum Opfer fallen wird. Die 
Wettbewerbsbehörde sieht die Gefahr, dass ein Anbieteroligopol den Krankenkassen morgen 
die Generikapreise diktiert. Auch hierüber diskutierten die Podiumsteilnehmer des 7. Berliner 
DIALOGs — am Mittag.

Dr. Marlies Volkmer sah zwar  Ziel- und Interessenskonfl ikte, 

warnte aber davor, „das Kind Rabattverträge“ mit dem 

Bade auszuschütten. Sie räumte ein, dass es gerade in der 

Anfangszeit große Probleme gegeben habe. Die Rabattver-

träge böten den Krankenkassen aber auch ein zusätzliches 

Einsparpotential. Dr. Volkmer hielt es für wichtig, dass die 
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Kathrin Vogler hob hervor, dass die den Arzneimittelra-

battverträgen geschuldete Verunsicherung der Patienten 

die Versorgungsqualität beeinträchtige. Außerdem gene-

rierten die Rabattverträge Transaktionskosten, die bei der 

Berechnung der Einsparungen ausgeblendet würden. „Das 

ist ein ungeheurer bürokratischer Aufwand und kostet 

letztlich im Gesamtsystem auch wieder Geld, das irgendwo 

herkommen muss.“ Man nehme zwar auch die Probleme der 

Generikahersteller wahr und ernst, fände es aber nicht „in 

Ordnung, immer dann, wenn die Politik über Einsparungen 

im Gesundheitswesen, über Neuverteilung oder Leistungs-

veränderungen verhandele, mit Personalabbau und Produk-

tionsverlagerung ins Ausland zu drohen.“ Dieser „Ordnungs-

entwurf“ veranlasste den Moderator, darauf aufmerksam zu 

machen, dass die Industrie nicht mit Personalabbau drohe, 

sondern über personelle Konsequenzen berichte, die sie 

bereits gezogen habe.  

Kathrin Vogler

„Das ist ein ungeheurer bürokratischer 
Aufwand und kostet letztlich im 
Gesamtsystem auch wieder Geld, das 
irgendwo herkommen muss.“
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Der Patient 
und die 

Gesundheitsreform

16

Biggi Bender ging ebenfalls auf den Aspekt der Oligopolisie-

rung ein, meinte aber, dass diese Weiterung durch konse-

quente Anwendung des Wettbewerbs- und Kartellrechts 

abgewendet werden könne. „Das sind dann gleichlange 

Spieße.“ Auf die Rabattverträge wollte die Politikerin 

von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dagegen nicht verzichten. 

Strikt wandte sie sich gegen die vom Parlamentarischen 

Staatsekretär Bahr vorgeschlagene Mehrkostenregelung. 

Die Option hielt sie zum einen deshalb für unsozial, weil 

Patienten mit geringerem Einkommen diese Möglichkeit 

nicht hätten. Zum anderen hätte die Mehrkostenregelung 

aber auch Auswirkungen auf die Hersteller. „Dann werden 

diejenigen Unternehmen, die Rabattverträge abgeschlossen 

haben, nicht mehr den Marktanteil haben, den sie für das 

Rabattangebot kalkuliert haben. Folglich werden damit die 

Rabattverträge ad absurdum geführt.“ 

Biggi Bender

„Die Rabattverträge werden mit der 
Mehrkostenregelung ad absurdum geführt.“



Johannes Singhammer erklärte, dass die Wirkstoffausschrei-

bungen eine Vielzahl von Schwachstellen hätten. Hierzu 

zählte er unter anderem die Tatsache, dass der Wettbewerb 

ausschließlich über den Preis und überhaupt nicht mehr 

über spezifi sche Vorteile einzelner Arzneimittel – wie zum 

Beispiel eine bessere Verträglichkeit – ausgetragen werde. Es 

sei Aufgabe der Politik, diese Nachteile zu verringern, ohne 

dabei die wirtschaftliche Zukunft der Generikahersteller, 

auch und gerade der mittelständischen Unternehmen aus 

den Augen zu verlieren. Dies könne man aber nicht losgelöst 

von der Frage der Finanzierbarkeit des Gesundheitswesens 

tun. Für konkrete Ankündigungen, welchen Weg die Koalition 

einschlagen werde, sei es allerdings zu früh. An die Reprä-

sentanten der Industrie im Publikum richtete er folgende 

Botschaft: „Aber ich kann Ihnen sagen, dass wir da sehr bald 

Lösungen präsentieren werden. Und die werden, glaube ich, 

so sein, dass Sie auch Ihre Argumente wiederfi nden werden.“

Kathrin Vogler

„…die Wirkstoff ausschreibung hat eine 
Vielzahl von Schwachstellen.“
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Johannes Singhammer



Wettbewerbsmodelle 
statt Rabattverträge? 
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Biggi Bender begrüßte, dass das Pro Generika-Modell die 

Festbeträge beibehalten wolle. Allerdings sei ihr noch un -

klar, wie die Einhaltung der in diesem Konzept festgeschrie-

benen Generikaquote von 85 Prozent sichergestellt wer-

den solle. 

Kathrin Vogler erklärte, dass DIE LINKE für die Abschaffung der 

Rabattverträge sei. Zudem unterstütze sie die im Verbands-

modell vorgesehene Absenkung der Mehrwertsteuer auf 

Arzneimittel von 19 auf 7 Prozent. „Man wirtschaftet sich da 

von einer Tasche in die andere. Man nimmt es den Kranken, 

gibt es in die Staatskasse und muss dann hinterher wieder 

an der anderen Stelle zuzahlen.“ Übereinstimmung gebe 

es schließlich in der Forderung, Generika einen schnellen 

Marktzugang zu ermöglichen. 

Für die Union bezeichnete Johannes Singhammer das 

Verbandsmodell als guten Input für die Diskussion, zu der 

sich seine Fraktion allerdings noch keine abschließende 

Meinung gebildet habe. „Aber ich sehe darin einen sehr 

interessanten Ansatz, den wir in der Gesamtsituation mit 

berücksichtigen werden. In dem Papier sind eine Reihe von 

innovativen Gedanken, die wir gerne mit aufnehmen.“

Dr. Marlies Volkmer (SPD) konnte aus Termingründen zu 

diesem Zeitpunkt nicht auf dem Podium sein. 

Pro Generika hat ein Modell für die Neuordnung des generikafähigen GKV-Markts vorgeschla-
gen, das die Abschaff ung des Steuerungsinstruments Rabattverträge vorsieht. Stattdessen wirbt 
der Verband für ein wettbewerbliches Konzept, das vor allem auf den bewährten Steuerungs-
instrumenten  Festbeträge, Zuzahlungsfreistellung, Herstellerabschläge und Aut-idem-Regelung 
sowie einer neu einzuführenden Generikaquote und einer modifi zierten Zuzahlungsregelung 
basiert. Dass dieser Wettbewerb funktioniert zeigen alle Zahlen. 2009 haben Generika die 
Kassen nach den Listenpreisen – also ohne Rabattverträge – um knapp 8 Milliarden Euro 
(0,8 Beitragssatzpunkte) entlastet. In der Konzeption des Verbandes soll auch die Produktqua-
lität wieder eine Rolle spielen. Wie stehen die Abgeordneten dazu? 
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Kathrin Vogler sprach sich erneut für Preisverhandlungen aus, 

die zwischen Industrie und Krankenkassen unter Mitwir kung 

des Staates stattfi nden sollten. Wegen der Marktdynamik 

bedürfe das Modell der permanenten Nachjustierung, „Man 

darf nicht davon ausgehen, dass ein Medikament, das einmal 

auf den Markt gebracht wurde, immer zum gleichen Preis 

wieder verkauft wird. Hier benötigen wir eine Einrichtung, 

über die die Preise im moderierten Dialog ausgehandelt 

werden.“

Biggi Bender plädierte für eine konsequente Anwendung der 

Kosten-Nutzen-Bewertung, die bisher „zahnlos“ geblieben 

sei. „Inzwischen wissen ja die Pharmafi rmen allzu gut, dass 

ein solches Instrument tatsächlich internationaler Standard 

ist und dass man nicht von vornherein mit Refi nanzierbarkeit 

des Arzneimittels ab Zulassung rechnen kann.“ Wenn man 

den Nutzen nicht gleich bei der Zulassung bestimmen könne, 

was wohl häufi g vorkommen werde, solle man eine kondi-

tionierte Erstattungsfähigkeit aussprechen, in der auch fest-

gelegt werde, in welchem Zeitraum die Bewertung zu erfol-

 
Wie geht es im Segment 

der patentgeschützten 
Arzneimittel weiter?
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2009 ging der Ausgabendruck einmal mehr von den patentgeschützten Arzneimitteln aus, 
deren Umsatz gegenüber dem Vorjahr um 15 Prozent gestiegen ist. Gesundheitspolitiker aller 
Couleur haben angedeutet, dass hier Handlungsbedarf bestehe. Welche Maßnahmen wollen die 
Teilnehmer des 7. Berliner DIALOGs – am Mittag ergreifen?

gen habe und welche Studien die Hersteller zu liefern hätten, 

um den Nutzen im Verhältnis zum angestrebten Preis belegen 

zu können. Für die Zwischenzeit solle der Preis des Arznei-

mittels zwischen Herstellern und Kassen verhandelt werden. 

Im Streitfall müsse eventuell eine Schiedsstelle entscheiden. 

Auch Johannes Singhammer präferierte die Kosten-Nutzen-

Bewertung. Die Koalition setze auf das IQWiG, lege aber 

Wert darauf, dass das Institut bei seiner Arbeit nachprüfbare 

Kriterien anlege. „Ich denke, das gehört zu einem solchen 

Institut dazu. Ich bin sicher, dass wir dann bei der Frage 

der Bewertung dieser innovativen Arzneimittel mit der Hilfe 

des IQWiG ein Stück weiterkommen.“ Entscheidend sei aber 

auch die Frage des Zeitfensters. „Wenn wir den Zeitpunkt 

der Bewertung zu weit nach hinten schieben, haben wir das 

Problem, dass viele Patienten, die auf innovative Arzneimittel 

warten, zu Recht hinterfragen, warum sie das Arzneimittel, 

das vielleicht in einem anderen Land schon zugelassen ist, 

nicht nutzen können.“ Es gelte also, ein Verfahren zu fi nden, 

das diese Zielkonfl ikte weitestgehend eliminiere. 
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Wolfram-Arnim Candidus 
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Pro Generika e.V. ist der Branchenverband der Generikahersteller in 

Deutschland. Er vertritt die Interessen von 17 großen, mittleren und 

kleinen Unternehmen, die Generika und Biosimilars entwickeln, pro-

duzieren und vermarkten. Die Mitglieder von Pro Generika decken 

etwa drei Viertel des gesamten deutschen Generikamarktes ab. Fast 

jedes zweite auf Kassenrezept in den Apotheken abgegebene Arznei -

mittel ist ein Produkt einer Mitgliedsfi rma des Verbandes.




